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der Rechtswissenschaft der DDR hat der Streit um den sozia­
listischen Rechtsstaatsbegriff seine Spuren hinterlassen.*' Um 
die Spannweite der Kontroverse zu verdeutlichen, führe ich 
zunächst zwei Zitate an.

Karl P o l a k  schrieb im Dezember 1946: „Der Begriff des 
.Rechtsstaates“ ist also vollkommen inhaltsleer, denn jede 
politische und historische Formation kann ihn für sich in 
Anspruch nehmen und hat ihn für sich in Anspruch genom­
men. Der Begriff hält also keiner wissenschaftlichen Analyse 
stand.“6 7 Ähnliche Äußerungen finden sich auch in späteren 
Schriften Polaks. Obwohl zunächst gegen die bürgerliche 
Rechtsstaatsideologie gerichtet, wurde Polaks Verdikt über 
die Rechtsstaatsfrage als Scheinproblem, als blanke Dema­
gogie in der DDR-Rechtswissenschaft für lange Zeit herr­
schend.

Demgegenüber heißt es 42 Jahre später bei Klaus H e u e r  
in Auswertung der 6. Tagung des Zentralkomitees der SED: 
„Wie sollte es unter diesen Umständen nicht geboten sein, das 
.schöne Wort vom deutschen Rechtsstaat“ (Roland Meister) als 
Bestandteil unseres geistigen Erbes aufzugreifen und es zu­
gleich durch die Kennzeichnung als sozialistischer Rechtsstaat 
von seinem bürgerlichen Gegenbild abzuheben?“8 9

Seitdem wird der Begriff „sozialistischer Rechtsstaat“ 
unter Juristen häufig, aber nicht selten recht unscharf be­
nutzt. Dabei fällt folgendes auf:

1. Einige meinen, der Rechtsstaatsbegriff sei aus rein 
pragmatischen Gründen eingeführt worden, er habe eigent­
lich keine subsfantiell'e Bedeutung. (Nebenbei bemerkt: Diese 
Juristen erliegen dem kolossalen Mißverständnis, man könne 
Probleme, auf die man in der Wirklichkeit stößt, durch eine 
bloße Besetzung der Begriffe lösen.)

2. Andere glauben, der Begriff „Rechtsstaat“ solle künftig 
solche Begriffe wie Diktatur des Proletariats, sozialistischer 
Staat, Arbeiter-und-Bauern-Staat, Staats- und Rechtsordnung 
u. a. m. ersetzen. Manche sehen ihn als Synonym für den 
Gesetzlichkeitsbegriff an.

3. Schließlich wird der Rechtsstaatsbegriff verschiedentlich 
als eine Art Dach- bzw. Kombinationsbegriff betrachtet, mit 
dem Begriffe wie Gesetzlichkeit, Rechtssicherheit, Gleichheit 
vor dem Gesetz usw. zusammengefaßt werden.

Solche und ähnliche Auffassungen lassen die Frage nach 
der Qualität sozialistischer Rechtsstaatlichkeit natürlich ins 
Leere laufen. Sie werden der Sachlage nicht gerecht, ja, sie 
behindern den produktiven Klärungsprozeß in der rechts­
wissenschaftlichen Forschung wie in der Rechtspropaganda, 
denn sie verbauen schon vom Ansatz her wichtige Wege, auf 
denen die eigentlichen Fragen zur Fortentwicklung des sozia­
listischen Staates und Rechts in Praxis und Theorie gestellt 
Werden können und müssen. Mehr noch: Würden wir den 
sozialistischen Rechtsstaatsbegriff nicht als substantiellen 
Terminus ansehen, sondern ihn als Allerweltsbegriff hand­
haben oder als Paraphrase für andere, bereits vorhandene 
Begriffe nehmen, so würden wir der bürgerlichen Rechts­
staatsideologie erliegen, die — wie E. W. B ö c k e n f ö r d e  
bemerkt — diesen Begriff als zweckpolitischen Schleusen­
begriff ansieht, mit dem man alles und jedes transportieren 
kann.*1

Es ist hier nicht der Ort, sich mit der chamäleonhaften 
Existenz des bürgerlichen Rechtsstaates und seiner ideologi­
schen Strukturen auseinanderzusetzen. Aber die jeweiligen 
Adjektive, mit denen bürgerliche Politiker und Ideologen den 
Begriff versehen, weisen auf seine Dehnbarkeit und Unbe­
stimmtheit hin. Die wichtigsten dieser Wortverbindungen 
sind: formaler Rechtsstaat, materieller Rechtsstaat, liberaler 
Rechtsstaat, sozialer Rechtsstaat, freiheitlicher Rechtsstaat, 
völkischer Rechtsstaat. Deshalb hat Böckenförde Recht, wenn 
er als Eigentümlichkeit des bürgerlichen Rechtsstaatsbegriffs 
den Umstand ansieht, vom Wortsinn her vage und offen zu 
sein für das Einströmen sich wandelnder staats- und verfas­
sungstheoretischer Vorstellungen.10 11 Otto M a y e r ,  einer der 
Klassiker des bürgerlichen Verwaltungsrechts, hatte schon 
Ende des vergangenen Jahrhunderts bemerkt, der Rechts­
staatsbegriff schwanke sehr, da er etwas bezeichnen solle, 
was noch nicht fertig sei, was noch werden solle, und deshalb 
sei jeder geneigt, seine juristischen Ideale hineinzulegen.11

Soll mit der Konzeption vom sozialistischen Rechtsstaat in

Theorie und Praxis etwas bewirkt werden, so muß der 
Begriff „Rechtsstaat“ in scharfer Abgrenzung gegenüber der 
bürgerlich-rechtsstaatlichen Unbestimmtheit entwickelt wer­
den. Er muß aber auch gegen alle Versuche, seinen Bedeu­
tungsinhalt von den Rändern her ’zu zerfasern, um ihn 
schließlich in einen breiigen Allerweits- und Jedermanns- 
begriff zu verwandeln, verteidigt werden. Deshalb ist es 
notwendig, den Begriff „sozialistischer Rechtsstaat“ nicht als 
Substitutions- oder .Kombinationsbegriff zu betrachten, son­
dern ihn als Substanzbegriff zu verstehen und zu benutzen.

In diesem Sinne sollen im folgenden einige Überlegungen 
zur Qualität des sozialistischen Rechtsstaates angestellt 
werden, ohne daß — wie oben bereits gesagt — eine bündige 
Begriffsbestimmung gegeben werden kann.

Kriterien sozialistischer Rechtsstaatlichkeit 
in den Beziehungen zwischen Bürger und Staat

Es ist sinnvoll, den Begriff „sozialistischer Rechtsstaat“ zu 
benutzen, um ein bestimmtes Niveau der Entwicklung, des 
Wirkens und der tatsächlichen Wirksamkeit der rechtlichen 
Regelung und des rechtlichen Schutzes der Beziehungen 
zwischen Bürgern und Staat, Individuum und Gesellschaft 
theoretisch zu erfassen. Solches Herangehen macht von vorn­
herein darauf aufmerksam, daß der Begriff „sozialistischer 
Rechtsstaat“ nicht als flächendeckender, alle Erscheinungen 
der Staats- und Rechtsordnung erfassender Begriff angesehen 
werden darf. Es wurde schon darauf hingewiesen, daß der 
Begriff „sozialistischer Rechtsstaat“ nicht schlechthin die 
Begriffe „sozialistische Rechtsordnung“ oder ..Diktatur des 
Proletariats“ usw. ersetzen kann.

Der Begriff „sozialistischer Rechtsstaat“ gibt einen Kom­
plex von Qualitätseigenschaften der rechtlichen Regelung und 
damit natürlich auch der staatlichen Tätigkeit im Bereich der 
Beziehungen zwischen Bürger und Staat bzw. Individuum 
und Gesellschaft direkt oder indirekt wieder. Insofern ist der 
sozialistische Rechtsstaatsbegriff nicht von der Problematik 
der subjektiven Rechte und Pflichten im sozialistischen Staat 
zu lösen, speziell ist er nicht von der Menschenrechtspro­
blematik abzukoppeln. Man muß sogar sagen, daß der Schutz 
und die Verwirklichung sowie die Weiterentwicklung der 
Menschenrechte zum Kernbestand des sozialistischen Rechts­
staates gehören.

Von hier aus ist auch die starke demokratische Kompo­
nente des sozialistischen Rechtsstaatsbegriffs zu verstehen. 
Sozialistische Demokratie ist unter diesem Aspekt ein inhalt­
liches Moment des sozialistischen Rechtsstaates, wenn man 
sozialistische Demokratie als Wechselwirkung zwischen 
Selbstbestimmung des Volkes und Selbstbestimmung des 
Individuums versteht.

Die nächste Frage ist die nach den Kriterien, nach denen 
das Niveau der Entwicklung, des Wirkens und der Wirksam­
keit der Regelungen im Bereich der Sozialbeziehungen zu 
bestimmen und zu gestalten ist. Hier sind folgende Aspekte 
zu berücksichtigen, wobei jeder einzelne Aspekt nicht für 
sich allein betrachtet werden kann; vielmehr kann er seine 
kategoriale und methodische Funktion erst im Zusammen­
hang mit allen anderen Aspekten offenbaren und entfalten.
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